
Schriftliche Anfrage  
der Abgeordneten Patrick Friedl, Christian Hierneis, Laura Weber,  
Andreas Birzele BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
vom 09.06.2026

Hitze und soziale Ungleichheit

Die Klimakrise führt auch in Bayern zu häufigeren, längeren und intensiveren Hitze-
perioden. Besonders betroffen sind Städte. Hohe Versiegelung und dichte Bebauung 
führen zum sogenannten Hitzeinseleffekt, durch den sich die Auswirkungen sommer-
licher Hitze zusätzlich verstärken. Hitze trifft dabei jedoch nicht alle Menschen gleicher-
maßen. Zwischen einzelnen Stadtvierteln können erhebliche Unterschiede bei der 
Hitzebelastung bestehen. Studien weisen darauf hin, dass soziale und klimatische 
Faktoren häufig zusammenwirken: Einkommensschwächere Quartiere sind oftmals 
dichter bebaut, stärker versiegelt und verfügen über weniger Grünflächen bzw. Be-
schattung. Gleichzeitig sind die Wohnungen in diesen Quartieren oft anfälliger gegen 
Hitze, z. B. durch schlechtere Isolierung. Hitzeschutz ist damit nicht nur eine klima- und 
gesundheitspolitische, sondern auch eine sozialpolitische Aufgabe.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.a)	 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über die räumliche Ver-
teilung hoher sommerlicher Hitzebelastung innerhalb der kreisfreien 
Städte Bayerns auf Ebene von Stadtbezirken, Vierteln oder vergleich-
baren Einheiten (im Folgenden als „Quartiere“ bezeichnet)?  �   3

1.b)	 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über den Zusammenhang 
zwischen sommerlicher Hitzebelastung und dem Grad der Flächen-
versiegelung in diesen Quartieren?  �   4

1.c)	 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über den Zusammenhang 
zwischen sommerlicher Hitzebelastung und dem Grünflächenanteil 
bzw. dem Baumkronenanteil in diesen Quartieren?  �   4

2.a)	 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über die Einkommensstruktur 
in den besonders hitzebelasteten Quartieren der kreisfreien Städte (im 
Sinne von Frage 1 a) im Vergleich zu anderen Quartieren?  �   4

2.b)	 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über die Altersstruktur 
(bzw. den Anteil älterer Menschen) in den besonders hitzebelasteten 
Quartieren der kreisfreien Städte (im Sinne von Frage 1 a) im Vergleich 
zu anderen Quartieren?  �   4
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2.c)	 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über die räumliche Kon-
zentration von vulnerablen Einrichtungen (Krankenhäuser, Senioren-
heime, Pflegeeinrichtungen, Kitas etc.) in den besonders hitzebelasteten 
Quartieren der kreisfreien Städte (im Sinne von Frage 1 a) im Vergleich 
zu anderen Quartieren?  �   4

3.a)	 Welche Quartiere in den kreisfreien Städten identifiziert die Staats-
regierung als besonders hitzebelastet und zugleich hinsichtlich der 
Bevölkerungsstruktur besonders vulnerabel (bspw. aufgrund hoher 
Anteile älterer Menschen, einkommensschwacher Haushalte oder 
vulnerabler Einrichtungen)?  �   5

3.b)	 Falls eine entsprechende Analyse nicht vorliegt, warum nicht?  �   5

4.a)	 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über die Versorgung von 
besonders hitzebelasteten Quartieren in den kreisfreien Städten (im 
Sinne von Frage 1 a) mit Hitzeschutzinfrastruktur (bspw. öffentlich zu-
gängliche Grünflächen, öffentliche Trinkwasserspender, Verschattungs-
angebote, „Kühle Räume“) im Vergleich zu anderen Quartieren?  �   5

4.b)	 Welche Quartiere weisen hierbei Unterversorgung auf?  �   5

4.c)	 Falls hierzu keine Erkenntnisse vorliegen, warum nicht?  �   5

5.a)	 Welche spezifischen Förderprogramme (inkl. Fördervolumen) bestehen 
seitens der Staatsregierung zur gezielten Verbesserung der Hitze-
schutzinfrastruktur in sozial benachteiligten und besonders hitze-
belasteten Quartieren?  �   6

5.b)	 Welche Kommunen haben entsprechende Förderangebote seit 2020 
jeweils in Anspruch genommen (bitte tabellarisch nach Jahren und 
Kommunen)?  �   6

5.c)	 Welche finanziellen Mittel wurden hierfür seit 2020 jährlich bereit-
gestellt, beantragt und tatsächlich abgerufen (bitte tabellarisch getrennt 
nach Jahren)?  �   6

6.a)	 Welche verschiedenen vulnerablen Gruppen werden in den Hitze-
aktionsplänen der bayerischen Städte bereits berücksichtigt (bitte 
unter Angabe der Städte)?  �   6

6.b)	 Wie werden diese verschiedenen vulnerablen Gruppen jeweils be-
rücksichtigt?  �   7

6.c)	 Welche Maßnahmen zum Schutz dieser vulnerablen Gruppen sind in 
den Hitzeaktionsplänen jeweils vorgesehen (bitte differenzieren nach 
bereits umgesetzten und geplanten Maßnahmen)?  �   7

Hinweise des Landtagsamts  �   9
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Antwort  
des Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr, dem Staatsministe-
rium für Familie, Arbeit und Soziales und dem Staatsministerium für Gesund-
heit, Pflege und Prävention  
vom 15.07.2026

Vorbemerkung:
Der Staatsregierung ist es ein wichtiges Anliegen, den Herausforderungen zu be-
gegnen, die aus der sommerlichen Hitzebelastung entstehen. Mit dem Fokus auf die 
städtebauliche Anpassung in den Kommunen wurde zwischen 2020 und 2023 das 
Modellvorhaben „Klimagerechter Städtebau“ mit acht Gemeinden in Bayern durch-
geführt. In den Modellgemeinden konnten anhand von Stadtklimaanalysen die Hand-
lungsfelder identifiziert werden. Sommerliche Hitzebelastung war neben Starkregen-
ereignissen die Hauptherausforderung. Auf dieser Grundlage haben die Gemeinden 
Klimaanpassungskonzepte mit konkreten Maßnahmen erarbeitet. Die Erkenntnisse 
aus dem Modellvorhaben wurden evaluiert und stehen allen Gemeinden im Leitfaden 
„Klimagerechter Städtebau1“ zur Verfügung. Ab Mitte 2026 wird das Modellvorhaben 
mit einem Praxischeck fortgeführt. Ziel ist es, konkrete Herausforderungen bei der Um-
setzung von Klimaanpassungsmaßnahmen – auch zum Hitzeschutz – aufzugreifen. 
Das Modellvorhaben ist Teil des Masterplans Prävention.

Mit der Neuauflage der Förderrichtlinie Kommunaler Klimaschutz (KommKlimaFöR 
2026), deren Inkrafttreten noch für diesen Sommer vorgesehen ist, wird das Thema 
Hitzebelastung erstmals ausdrücklich berücksichtigt. Städte, Gemeinden und Land-
kreise nehmen bei Klimaschutz und Klimaanpassung eine zentrale Rolle ein. Projekte, 
die zur Verringerung der Auswirkungen von Hitzeperioden beitragen, können daher 
künftig gefördert werden.

Die Novellierung des Bayerischen Klimaschutzgesetzes dient zugleich der Umsetzung 
der Vorgaben des Bundes zur Klimaanpassung. Künftig werden Klimaanpassungs-
konzepte auf Ebene der 25 kreisfreien Städte und 71 Landkreise erstellt; ein eigenes 
Konzept für jede einzelne Gemeinde ist nicht erforderlich. Ab dem 1. Januar 2028 sollen 
die Konzepte zentral durch die Bezirksregierungen erarbeitet werden. Die Bündelung 
der Zuständigkeiten schafft Synergien, entlastet die Kommunen und ermöglicht eine 
koordinierte Umsetzung der Klimaanpassung.

1.a)	 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über die räumliche Ver-
teilung hoher sommerlicher Hitzebelastung innerhalb der kreisfreien 
Städte Bayerns auf Ebene von Stadtbezirken, Vierteln oder vergleich-
baren Einheiten (im Folgenden als „Quartiere“ bezeichnet)?

Informationen zur räumlichen Verteilung hoher sommerlicher Hitzebelastung sind 
aus der Schutzgutkarte Klima/Luft: www.lfu.bayern.de2 zu beziehen. Diese liefert In-
formationen zu Tag-/Nachttemperatur, Kaltluftproduktion und Kaltluftvolumenstrom, 
Windsystemen und Luftqualität für ganz Bayern für die Bestandssituation sowie zwei 
Zukunftsszenarien. Das zentrale Produkt der landesweiten Klimaanalyse stellt die 
Planungshinweiskarte dar. Kerngegenstand der Planungshinweiskarte ist die klima-

1	 https://www.klimagerechter-staedtebau.bayern.de/

2	 https://www.lfu.bayern.de/natur/schutzgutkarten/klima_luft/index.htm
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ökologische Bewertung von Flächen im Hinblick auf die menschliche Gesundheit. Mit-
tels einer fünfstufigen Skala werden alle Siedlungsräume in Bayern hinsichtlich ihrer 
hitze- und lufthygienischen Belastung bewertet.

1.b)	 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über den Zusammenhang 
zwischen sommerlicher Hitzebelastung und dem Grad der Flächen-
versiegelung in diesen Quartieren?

Dazu teilt das Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr (StMB) mit:

Allgemein lässt sich sagen, dass vor allem in Siedlungsräumen mit einem hohen 
Versiegelungsgrad und geringen Grünflächenanteilen eine hohe sommerliche Hitze-
belastung zu beobachten ist. Die Überwärmung ist als städtische Wärmeinsel oder 
Hitzeinsel bekannt.

1.c)	 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über den Zusammenhang 
zwischen sommerlicher Hitzebelastung und dem Grünflächenanteil 
bzw. dem Baumkronenanteil in diesen Quartieren?

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 b verwiesen.

2.a)	 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über die Einkommens-
struktur in den besonders hitzebelasteten Quartieren der kreisfreien 
Städte (im Sinne von Frage 1 a) im Vergleich zu anderen Quartieren?

Dazu liegen der Staatsregierung keine Kenntnisse vor.

2.b)	 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über die Altersstruktur 
(bzw. den Anteil älterer Menschen) in den besonders hitzebelasteten 
Quartieren der kreisfreien Städte (im Sinne von Frage 1 a) im Vergleich 
zu anderen Quartieren?

Dazu liegen der Staatsregierung keine Kenntnisse vor.

2.c)	 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über die räumliche Kon-
zentration von vulnerablen Einrichtungen (Krankenhäuser, Senioren-
heime, Pflegeeinrichtungen, Kitas etc.) in den besonders hitze-
belasteten Quartieren der kreisfreien Städte (im Sinne von Frage 1 a) 
im Vergleich zu anderen Quartieren?

Dazu teilt das Staatsministerium für Gesundheit, Pflege und Prävention (StMGP) mit:

Eine räumliche Konzentration von Krankenhäusern in den besonders hitzebelasteten 
Quartieren der kreisfreien Städte im Vergleich zu anderen Quartieren ist der Staats-
regierung nicht bekannt.

Als unabhängige Wirtschaftsunternehmen entscheiden Krankenhausträger im Falle 
eines sehr selten vorkommenden kompletten Krankenhausneubaus selbstständig 
über ein konkretes Baugrundstück und damit das konkrete Quartier innerhalb einer 
kreisfreien Stadt. Hierbei sind viele unterschiedliche Rahmenbedingungen und die 
Positionen verschiedener Entscheidungsträger zu berücksichtigen. In aller Regel 
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sind Krankenhäuser jedoch über Jahrzehnte gewachsene Einrichtungen an einem 
seit Langem festen Standort.

Zu einer räumlichen Konzentration von Seniorenheimen und Pflegeeinrichtungen lie-
gen keine Kenntnisse vor.

3.a)	 Welche Quartiere in den kreisfreien Städten identifiziert die Staats-
regierung als besonders hitzebelastet und zugleich hinsichtlich der 
Bevölkerungsstruktur besonders vulnerabel (bspw. aufgrund hoher 
Anteile älterer Menschen, einkommensschwacher Haushalte oder 
vulnerabler Einrichtungen)?

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 a verwiesen.

3.b)	 Falls eine entsprechende Analyse nicht vorliegt, warum nicht?

Dazu teilt das StMB mit:

Hierbei handelt es sich um einen Bereich der kommunalen Planung, auf den die Staats-
regierung keinen Einfluss nimmt.

4.a)	 Welche Kenntnisse hat die Staatsregierung über die Versorgung von 
besonders hitzebelasteten Quartieren in den kreisfreien Städten (im 
Sinne von Frage 1 a) mit Hitzeschutzinfrastruktur (bspw. öffentlich 
zugängliche Grünflächen, öffentliche Trinkwasserspender, Verschat-
tungsangebote, „Kühle Räume“) im Vergleich zu anderen Quartieren?

4.b)	 Welche Quartiere weisen hierbei Unterversorgung auf?

4.c)	 Falls hierzu keine Erkenntnisse vorliegen, warum nicht?

Die Fragen 4 a bis 4 c werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Dazu teilt das StMGP mit:

Die kreisfreien Städte kennen ihre jeweiligen spezifischen strukturellen Besonder-
heiten und mögliche Bedarfe der Stadtentwicklung und können ggf. auf kommunaler 
Ebene geeignete Hitzeschutzpläne erstellen und Hitzeschutzmaßnahmen umsetzen 
bzw. bedarfsgerecht weiterentwickeln.

Das Kompetenzzentrum für Gesundheitsschutz im Klimawandel am Landesamt für 
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) unterstützt und berät die Kommunen in 
Bayern individuell bei der Erarbeitung von Maßnahmen zur Hitzeanpassung.

Ergänzend wird auf die Antwort zur Schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Patrick 
Friedl, Christian Hierneis, Laura Weber, Andreas Birzele, Andreas Hanna-Krahl, Paul 
Knoblach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) Schutz vor Extremer Hitze – „Kühle Räume“ 
und „Kühle Orte“ vom 21. Mai 2026 verwiesen (aktuell noch in Drucklegung).
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5.a)	 Welche spezifischen Förderprogramme (inkl. Fördervolumen) be-
stehen seitens der Staatsregierung zur gezielten Verbesserung der 
Hitzeschutzinfrastruktur in sozial benachteiligten und besonders 
hitzebelasteten Quartieren?

Dazu teilt das StMB mit:

Die Finanzhilfen der nationalen Städtebauförderungsprogramme dienen dem Ziel, in 
Städten, Märkten und Gemeinden städtebauliche Missstände und Mängel zu beheben, 
die Lebens- und Arbeitsbedingungen zu verbessern sowie eine nachhaltige Stadt- und 
Ortsentwicklung zu verwirklichen. Um im Sinne ökologischer Nachhaltigkeit die Stadt-
strukturen klimagerecht zu gestalten, sind Maßnahmen des Klimaschutzes und der 
Anpassung an den Klimawandel als Querschnittsziel in allen Städtebauförderungs-
programmen förderfähig. Mit der Förderinitiative „Klima wandel(t) Innenstadt“ werden 
seit 2024 ergänzend gezielt innovative und ganzheitliche Maßnahmen zur klima-
gerechten Innenentwicklung in einem Erneuerungsgebiet unterstützt.

Klimaanpassungsmaßnahmen können in sämtlichen Programmen der Wohnraum-
förderung berücksichtigt werden.

5.b)	 Welche Kommunen haben entsprechende Förderangebote seit 2020 
jeweils in Anspruch genommen (bitte tabellarisch nach Jahren und 
Kommunen)?

5.c)	 Welche finanziellen Mittel wurden hierfür seit 2020 jährlich bereit-
gestellt, beantragt und tatsächlich abgerufen (bitte tabellarisch ge-
trennt nach Jahren)?

Die Fragen 5 b und 5 c werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Dazu teilt das StMB mit: 

Daten zu den Förderempfängern und zu konkreten Mittelaufwendungen werden in der 
Wohnraumförderung nicht erfasst.

Eine spezifische Zuordnung von Maßnahmen und Kosten zu Maßnahmen zur ge-
zielten Verbesserung der Hitzeschutzinfrastruktur im Rahmen der Städtebauförderung 
ist nicht möglich.

6.a)	 Welche verschiedenen vulnerablen Gruppen werden in den Hitze-
aktionsplänen der bayerischen Städte bereits berücksichtigt (bitte 
unter Angabe der Städte)?

Dazu teilt das StMGP mit, dass eine Analyse der zwölf veröffentlichten Hitzeaktions-
pläne bayerischer Kommunen durch das LGL ergeben hat, dass die folgenden vulne-
rablen Gruppen berücksichtigt werden:

	– (allein lebende und sozial isolierte) ältere Menschen
	– Menschen mit Pflegebedarf
	– Säuglinge und Kleinkinder
	– Schwangere
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	– Menschen mit Vorerkrankungen
	– besonders exponierte Menschen z. B. durch körperliche Aktivität im Freien, Arbeit 

im Freien, Wohnen in überhitzten bzw. unzureichend klimatisierten Räumen

6.b)	 Wie werden diese verschiedenen vulnerablen Gruppen jeweils be-
rücksichtigt?

6.c)	 Welche Maßnahmen zum Schutz dieser vulnerablen Gruppen sind 
in den Hitzeaktionsplänen jeweils vorgesehen (bitte differenzieren 
nach bereits umgesetzten und geplanten Maßnahmen)?

Die Fragen 6 b mit 6 c werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Dazu teilt das StMGP mit:

Eine Analyse der zwölf veröffentlichten Hitzeaktionspläne bayerischer Kommunen 
durch das LGL ergab diesbezüglich:

Die oben in den kommunalen Hitzeaktionsplänen genannten vulnerablen Gruppen 
werden durch Hitzewarnungen und zielgruppenspezifische Informationen sowie durch 
die Einbindung relevanter Einrichtungen berücksichtigt. Ältere Menschen, Menschen 
mit Pflegebedarf, Schwangere, Säuglinge und Personen mit Vorerkrankungen werden 
insbesondere über Pflege-, Gesundheits- und Sozialeinrichtungen erreicht. Kinder 
und Jugendliche werden über Kitas, Schulen und Vereine adressiert. Hitzewarnungen 
werden durch die Koordination an entsprechende Einrichtungen (Pflegeheime, Kinder-
gärten etc.) weitergegeben, damit Hitzeanpassungsmaßnahmen während Hitzeereig-
nissen umgesetzt werden.

Ergänzend werden teilweise Multiplikatorinnen und Multiplikatoren geschult, um ge-
fährdete Personen frühzeitig zu erreichen. Personen in sozial schwierigen Lebenslagen 
oder ohne ausreichenden Zugang zu kühlen Räumen profitieren von der Bereitstellung 
öffentlicher Schattenplätze, kühler Orte sowie von kostenfreiem Zugang zu Trinkwasser.

Langfristig sollen stadtplanerische Maßnahmen wie Begrünung, Flächenentsiegelung, 
die Schaffung von Schatten- und Aufenthaltsorten mit geringer Hitzebelastung, die 
Erhöhung der Reflexionsfähigkeit von Oberflächen sowie der Erhalt bzw. die Ver-
besserung von Kaltluftschneisen die allgemeine Hitzebelastung im Stadtgebiet redu-
zieren. Auf Grundlage von Stadtklimaanalysen können diese Maßnahmen gezielt in 
besonders betroffenen Quartieren umgesetzt werden.

Eine Differenzierung zwischen bereits umgesetzten und geplanten Maßnahmen ist auf 
Grundlage der veröffentlichten Hitzeaktionspläne nicht durchgängig möglich, da der 
Umsetzungsstand der einzelnen Maßnahmen häufig nicht ausgewiesen wird.

Die folgende Analyse erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Die veröffentlichten 
Hitzeaktionspläne konnten aufgrund der Kürze der Bearbeitungszeit lediglich einem 
Screening unterzogen werden. Die Analyse zeigt, dass alle Kommunen Hitzewarnungen 
sowie zielgruppenspezifische Informationsangebote vorsehen. Darüber hinaus nen-
nen 33 Prozent der Kommunen Multiplikatorenschulungen sowie Checklisten für Ver-
anstaltungen während Hitzeperioden.

Bayerischer Landtag    19. Wahlperiode � Seite 7 / 9 Drucksache 19 / 12935



Sensibilisierungskampagnen für Gewerbebetriebe (17 Prozent) und Sportvereine 
(17 Prozent) werden dagegen nur vereinzelt aufgeführt.

Zum Schutz vulnerabler Gruppen streben alle Kommunen den Aufbau spezifischer Akut-
maßnahmen in Pflege-, Gesundheits-, Sozialeinrichtungen, Kindertageseinrichtungen, 
Schulen usw. an. Die Bereitstellung von Trinkbrunnen wird in allen untersuchten 
Hitzeaktionsplänen genannt. Zudem sehen zahlreiche Kommunen stadtplanerische 
Maßnahmen zur Verringerung der Hitzebelastung vor. Dazu zählen insbesondere 
Begrünungsmaßnahmen (100 Prozent), die Schaffung von Schattenplätzen (75 Pro-
zent), Maßnahmen zur Flächenentsiegelung (50 Prozent) sowie Stadtklimaanalysen 
(66 Prozent). Darüber hinaus werden die Ermittlung, der Erhalt und die Verbesserung 
von Kaltluftschneisen (50 Prozent) sowie die Schaffung und Sicherung von Wasser-
flächen (58 Prozent) genannt. Einzelne Kommunen führen zusätzlich Maßnahmen wie 
den Einsatz von Hitzepatinnen und Hitzepaten auf.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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